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ANALYSE

Die Einführung eines staatsfernen öffentlichen Rundfunks in der Ukraine:  
Sisyphos kurz vor dem Gipfel?
Von Olexiy Khabyuk, Köln

Zusammenfassung
Diskussionen um den öffentlichen Rundfunk gibt es in der Ukraine schon, seitdem die Unabhängigkeit die-
ses staates ausgerufen wurde. Aus ihnen resultierten unter anderem ein verabschiedetes, jedoch nicht umge-
setztes Gesetz zum öffentlichen Rundfunk aus dem Jahre 1997, diverse gescheiterte Gesetzesprojekte, rund 
zehn größere Konzepte des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sowie Dutzende von Artikeln, tagungen und 
seminaren. Und obwohl weitgehend alle Parteien sich das Thema auf die fahnen geschrieben haben, gibt 
es im zwanzigsten Jahr der Unabhängigkeit noch immer keinen öffentlichen Rundfunkveranstalter, der die 
gesellschaftlichen interessen und Probleme staatsfern thematisiert. Der vorliegende Artikel befasst sich mit 
den hintergründen dieses scheiterns. Dazu finden sie im Anhang eine Chronologie der wichtigsten etap-
pen, die auf dem langen Weg zu einem öffentlichen Rundfunk bisher durchlaufen wurden und eine synopse 
der wichtigsten Konzepte, die bisher unterbreitet wurden (siehe Dokumentation).

Die ersten Reformbestrebungen 
(Präsidentschaft von Leonid Kutschma, 
1995 – 2004)
Auf der gesetzlichen ebene wurde der Begriff »öffentli-
cher Rundfunk« bzw. »öffentliches fernsehen und hör-
funk« zum ersten mal im Gesetz »Über fernsehen und 
hörfunk« aus dem Jahre 1995 verwendet, nachdem 
das Parlament erst bei der dritten Abstimmung das 
Veto des Präsidenten überstimmen konnte. Die darin 
enthaltenen Bestimmungen sahen ein nebeneinander 
des staatlichen und des öffentlichen Rundfunks vor. 
inspiriert vom »öffentlichen« russischen fernsehsender 
»ORt« sollte der neue Rundfunkveranstalter mehrheit-
lich durch den staat, aber auch durch öffentliche Ver-
einigungen, Rundfunkorganisationen und natürliche 
Personen geführt werden. 

in eine andere Richtung ging das im Jahr 1997 ver-
abschiedete Gesetz »Über das system des Öffentlichen 
fernsehens und hörfunks«. Darin wurde der öffentli-
che Rundfunk als ein landesweites, nicht-gewinnorien-
tiertes system der massenkommunikation im eigentum 
des ukrainischen Volkes definiert. Weitreichende ein-
flussmöglichkeiten auf den Veranstalter erhielt das Par-
lament, indem es dessen satzung und Programmauftrag 
verabschieden sowie die Kompetenzen und die Zusam-
mensetzung der Organe maßgeblich bestimmen sollte. 

Bereits vier monate später fasste das Parlament den 
Beschluss über die Gründung des öffentlichen Rund-
funkveranstalters »hURt«. Dieser bezog sich auf das 
obige Gesetz, hatte vornehmlich aber das Ziel, die von 
16 Aktionären gegründete geschlossene Aktiengesell-
schaft »hURt« zu einem öffentlichen Rundfunkver-
anstalter zu erklären und sich die begehrenswerten 
landesweiten frequenzen sowie die übergangsweise 
staatliche finanzierung zu sichern. Als Verfechter des 

»hURt«-Projekts galt der damalige Parlamentspräsi-
dent Oleksandr moros, der sich davon eine mediale 
Unterstützung seines Präsidentschaftswahlkampfes im 
Jahr 1999 versprach. Das Parlament konstituierte sogar 
einen Öffentlichen Rat, der aus 39 mitgliedern beste-
hen sollte, davon 28 Vertreter politischer Parteien und 
staatlicher institutionen. Der für die frequenzvergabe 
zuständige nationalrat für Rundfunk entschied jedoch, 
die Umsetzung des »hURt«-Beschlusses zu verweigern. 

Die Diskussionen über hURt, aber auch über die 
einführung eines »echten« öffentlichen Veranstalters 
rückten danach in den hintergrund. Allein Witalij 
schewtschenko, der auch als hauptautor des Geset-
zes aus dem Jahre 1997 gilt, unternahm dazu weiter-
hin gesetzgeberische initiativen. er schaffte es sogar, 
im Jahr 1998 ein Gesetzesprojekt durch das Parlament 
zu bringen, das die transformation der staatlichen in 
öffentliche hörfunk- und fernsehgesellschaften vorsah, 
scheiterte damit jedoch am Veto des damaligen Präsi-
denten Kutschma.

im Jahr 2002 initiierte dann Oleksandr Krywenko, 
ein bekannter Journalist und Politiker (der ein Jahr spä-
ter bei einem Autounfall ums leben kam), das Pro-
jekt »Öffentliches Radio«. Die sendungen entwickel-
ten sich zu einer unabhängigen Plattform für öffentliche 
Diskussionen in kleinerem Rahmen. trotz wiederhol-
ter Verbreitungsprobleme, niederlagen in frequenz-
ausschreibungsverfahren und zeitweise ausschließlicher 
Verbreitung per internet erfreuten sich dessen hörerge-
spräche großer Beliebtheit. finanziell wurde der sender 
vor allem durch die soros-stiftung »Renaissance« getra-
gen. nachdem diese dem sender ihre Unterstützung 
mit Verweis auf den damals erwarteten Durchbruch 
der Demokratie entzog, stellte das Radio seine sende-
tätigkeit allerdings ein. Wiktor Juschtschenko ließ das 
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Projekt fallen, obwohl er als Oppositioneller von den 
sendungen des Radios profitierte.

Die misslungenen Diskussionen 
(Präsidentschaft von Wiktor Juschtschenko, 
2005 – 2010)
nach der sogenannten Orangen Revolution im Jahr 
2004 erschien die einführung eines öffentlichen Rund-
funks in greifbarer nähe. Die neu aufgenommenen Dis-
kussionen wurden besonders stark von der von zivilge-
sellschaftlichen Organisationen gegründeten Koalition 
»Öffentlicher Rundfunk« geprägt. im Vorfeld der im 
April 2005 stattgefundenen Anhörungen im Parla-
ment zu »Perspektiven der Gründung eines Öffentli-
chen Rundfunks in der Ukraine« und auch danach 
fanden verschiedene sitzungen der Arbeitsgruppen der 
initiative statt, bei denen recht ausführliche Konzepte 
der Programm- und Redaktionspolitik sowie ein Geset-
zeskonzept formuliert wurden. ergebnisse und zahl-
reiche andere Beiträge wurden auf der Webseite der 
beteiligten nGO »telekrytyka« (http://www.telekri-
tika.ua/) publiziert, die auch bis heute die wichtigste 
Plattform für Diskussionen zum öffentlichen Rund-
funk geblieben ist. Auch andere Wissenschaftler und 
Persönlichkeiten präsentierten ihre Konzepte. Unter-
stützung gab es z. B. vom damaligen stellvertreten-
den ministerpräsidenten mykola tomenko, der unter 
anderem durch eine Umfrage seines »instituts für Poli-
tik«, der zufolge 68 % der Bürger die einführung eines 
öffentlichen Rundfunks befürworteten, versuchte, diese 
Pläne zu befördern. 

im Anschluss an die Parlamentsanhörungen wurde 
von taras stezkiw (einer von vier »feldkommandeu-
ren« der Orangenen Revolution, Abgeordneter der 
Juschtschenko-fraktion »nasha Ukrajina«), Wita-
lij schewtschenko (hauptautor des Gesetzes über 
öffentlichen Rundfunk aus dem Jahre 1997, Vorsit-
zender des nationalrates für Rundfunk, Abgeordneter 
der Juschtschenko-fraktion »nasha Ukrajina«,) und 
serhij Prawdenko (Abgeordneter der tymoshenko-
fraktion »Bat’kiwshyna«, Vorsitzender des medien-
ausschusses) ein Gesetzesprojekt zur neufassung des 
Gesetzes zum öffentlichen Rundfunk aus dem Jahre 
1997 eingebracht. Gleichzeitig wurden taras stezkiw 
und Andrij schewtschenko (ein während der Orangen 
Revolution bekannt gewordener Journalist des opposi-
tionellen fernsehsenders »5. Kanal«, sohn von Witalij 
schewtchenko und späterer Abgeordneter) zum staat-
lichen fernsehen berufen, um dessen transformation 
zu einem öffentlichen Veranstalter vorzubereiten. Doch 
schon im herbst verließ die neue mannschaft den sen-
der wieder, nachdem Wiktor Juschtschenko im sommer 
2005 angekündigt hatte, vor allem wohl im hinblick auf 

die bevorstehenden Parlamentswahlen im märz 2006, 
den öffentlichen Rundfunkveranstalter lediglich paral-
lel zum staatlichen einzuführen. 

sukzessive sind dann auch die Diskussionen im Par-
lament zurückgefahren worden. Das oben erwähnte 
Gesetzesprojekt scheiterte ende 2005 bei der wieder-
holten zweiten lesung im Parlament an den stim-
men der Abgeordneten der Regierungskoalition. Das 
unvollendete, jedoch entwicklungsfähige Gesetzespro-
jekt berücksichtigte zahlreiche elemente, die schon in 
den Konzepten der Koalition »Öffentlicher Rundfunk« 
und des instituts für medienrecht enthalten waren. ser-
hij Prawdenko kommentierte das ergebnis so: »Diejeni-
gen (Abgeordneten), die an der macht sind, wollen ihren 
nationalen (staatlichen) sender nicht abgeben, diejeni-
gen, die morgen an die macht kommen werden, hoffen, 
dass der sender ihnen gehören wird«. 

Am 15.3.2007 versuchten verschiedene Politiker, 
sich über Partei- und institutionengrenzen hinweg zu 
einigen: eduard Prutnik, der leiter des staatlichen 
Rundfunkkomitees (ein der Regierung unterstelltes 
Zentralorgan, welches unter anderem die staatlichen 
medienbeteiligungen verwaltet), Witalij schewtschenko, 
der Vorsitzende des nationalrates für Rundfunk (ein für 
die Aufsicht über kommerzielle Rundfunkveranstalter 
und Verteilung von frequenzen zuständiges Organ; 
wird je zur hälfte vom Präsidenten und vom Parlament 
benannt), Andrij schewtschenko, der Vorsitzende des 
medienausschusses des Parlaments, und taras Petriw, 
der Vorsitzende der nationalkommission für meinungs-
freiheit beim Präsidenten. Die Arbeitsgruppe hat im 
folgenden mit Unterstützung der OsZe ein Konzept 
entwickelt, das allerdings nicht zu einem Gesetzesent-
wurf ausgereift ist.

Ungefähr zur gleichen Zeit versuchte das staatli-
che Rundfunkkomitee unter eduard Prutnik, ein fern-
sehinformationsprogramm (»erstes Öffentliches«) als 
Kooperation der staatlichen regionalen fernsehstudios 
zu etablieren. Das Programm startete kurz vor den vor-
gezogenen Parlamentswahlen im Jahr 2007. im früh-
jahr 2008 gab man das Projekt wieder auf. 

mit der neufassung des Gesetzes »Über fernse-
hen und hörfunk« im Jahre 2006 sollten die staatli-
chen Rundfunkgesellschaften durch die einführung 
eines Öffentlichen Rates zumindest punktuell demo-
kratisiert werden. nach den im märz 2006 stattgefun-
denen Wahlen formierte sich jedoch eine neue mehr-
heit, die die Benennung von Vertretern für diesen Rat 
blockierte. Außerdem regelte das Gesetz weder die 
Befugnisse des neuen Organs noch die Amtsdauer sei-
ner mitglieder. Durch ein bereits in der ersten lesung 
abgelehntes Gesetzesprojekt von Andrij schewtschenko 
aus dem Jahre 2008 sollten diese lücken geschlossen 
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werden. 2009 folgte ein neuer Versuch, ähnlich formu-
lierte Vorschriften nun auf den öffentlichen Rundfunk 
anzuwenden, doch auch dieses Gesetzesprojekt kam 
nicht durch. Die schon genannten Bestimmungen des 
Gesetzes »Über fernsehen und hörfunk« wurden noch 
im gleichen Jahr vom Verfassungsgericht ohnehin für 
verfassungswidrig erklärt, weil die Vollmachten des Par-
laments und des Präsidenten in der Verfassung enume-
rativ und ausschöpfend festgelegt seien.

Der einstige hoffnungsträger Juschtschenko hat als 
Präsident eines seiner wichtigsten Versprechen nicht 
eingelöst. Vielmehr beschränkte er sich darauf, diverse 
Arbeitsgruppen einzuberufen, ohne deren ergebnisse 
umzusetzen (erwähnenswert ist hier ein Gesetzeskon-
zept der »nationalkommission für meinungsfreiheit 
beim Präsidenten der Ukraine«). seine erlasse zum 
öffentlichen Rundfunk nutzte Juschtschenko außerdem 
dazu, Vorgaben des europarates und der nAtO umzu-
setzen, wohl aber auch dazu, die in dieser sache nicht 
handlungsfähige Regierung tymoschenko unter Druck 
zu setzen (mit erlass vom 21.2.2008 sollte der öffentli-
che Rundfunk parallel zum staatlichen Rundfunk ein-
geführt werden) und deren Untätigkeit zu demonstrie-
ren (erlass vom 18.2.2010).

Die neueren Bestrebungen  
(die Präsidentschaft von Wiktor 
Janukowytsch, 2010 bis heute)
Viele Journalisten verbanden den Amtsantritt 
Janukowytschs mit der Rückkehr zu den aus der Kut-
schma-Ära bekannten einflussmethoden, die mit der 
liberalisierten, jedoch käuflichen Berichterstattung in 
der Juschtschenko-Zeit überwunden zu sein schienen. 
so wird unter anderem von einer Rückkehr der Zensur, 
von der Gleichschaltung des staatlichen fernsehens mit 
der Berichterstattung des fernsehsenders »inter« (des-
sen angeblicher eigentümer Walerij Choroschkowskyj 
gleichzeitig leiter des Geheimdienstes ist), von zuneh-
mender Gewalt gegenüber Journalisten und von 
Unregelmäßigkeiten bei der ukrainischen Version 
von »euronews« berichtet. Und obwohl die staatli-
che fernsehgesellschaft im April 2010 ankündigte, in 
naher Zukunft öffentlich-rechtliche Programmprinzi-
pien anzuwenden, postulierte ihr Vizepräsident Walid 
Arfusch, sie dürfe die handlungen der staatlichen 
Gewalt nur in positivem licht beleuchten und habe 
die Pflicht, die hoheitsträger zu unterstützen. 

Befördert wurden die Diskussionen um die einfüh-
rung des öffentlichen Rundfunks vom neu gegründeten 
»humanitären Rat beim Präsidenten der Ukraine«. Die 
innerhalb dieses Rates gebildete Arbeitsgruppe, die vom 
Wissenschaftler Walerij Bebyk geleitet wurde, legte am 
24.6.2010 ein erstes Konzept vor. Dieses wurde trotz 

der bei öffentlichen Besprechungen daran geäußerten 
Kritik in weitgehend unveränderter form beschlossen. 
erwartungsgemäß fanden die Beratungen unter Aus-
schluss der Vertreter zivilgesellschaftlicher Organisa-
tionen statt. Die Bestimmungen des Konzepts waren 
zudem stark deklaratorischer natur.

Obwohl der humanitäre Rat erst bis Anfang Dezem-
ber 2010 einen ausformulierten Gesetzesentwurf vorbe-
reiten sollte, legte Walerij Bebyk bereits am 18.10.2010 
einen entwurf vor, wohl aus taktischen Gründen, da 
Andrij schewtschenko et al. am 11.10.2010 ein eigenes 
Gesetzesprojekt ins Parlament eingebracht hatten und 
die Zeit für die Registrierung eines alternativen Geset-
zesprojekts knapp wurde. Dessen inhalt war mit der Prä-
sidialadministration nicht abgestimmt. eine solche Vor-
gehensweise stieß jedoch auf Unmut bei der politischen 
führung und das Gesetzeskonzept wurde zur Überar-
beitung an die Regierung weitergeleitet.

Von dort kam fast ein halbes Jahr später ein zuguns-
ten der ausführenden staatsorgane stark überarbeiteter 
entwurf zurück. Dieser wurde von medienexperten kri-
tisiert, auch Walerij Bebyk sprach von einem »bis zur 
Unkenntlichkeit veränderten Gesetzeskonzept«. eine 
erste informelle Prüfung durch die medienexpertin eve 
salomon fiel zwar zufriedenstellend aus; eine offizielle 
Bewertung durch den europarat wurde jedoch erst für 
die Zeit nach der einbringung ins Parlament in Aus-
sicht gestellt. 

Besonders hervorzuheben ist die geänderte Rege-
lung zum eigentum, das die Regierung lediglich zur 
Benutzung an den öffentlichen Rundfunk übergibt und 
jederzeit im fall einer nicht näher definierten, unzweck-
mäßigen Benutzung wieder zurückfordern kann. Ände-
rungen wurden außerdem bei der Zusammensetzung 
des Aufsichtsrats vorgenommen: so kamen zu den 14 
Vertretern zivilgesellschaftlicher Organisationen 7 Ver-
treter der Regierung bzw. verschiedener ausführender 
staatsorgane hinzu. neu geregelt wurde auch, dass die 
Parlamentsfraktionen und der Präsident keine Vertre-
ter mehr entsenden dürfen und dass eine Kommission 
aus staatlichen Vertretern eine öffentliche Auslosung 
vornimmt, falls sich die nGOs einer Gruppe nicht auf 
einen einheitlichen Kandidaten einigen können (ein 
sehr wahrscheinliches szenario). 

Die Anforderungen an die mitgliedschaft im Auf-
sichtsrat wurden einerseits verschärft, so dass Amtsträ-
ger verschiedener staatlicher Organe von der mitglied-
schaft ausgeschlossen sind. Andererseits wird es durch 
eine Gesetzeslücke möglich, dass staatsbedienstete nied-
rigeren Ranges als minister dem Aufsichtsrat angehö-
ren. neben der ukrainischen staatsbürgerschaft und 
einem hochschulabschluss wurde ein mindestens fünf-
jähriger Aufenthalt im inland (wie für Parlamentsab-
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geordnete) als weitere Voraussetzung für die mitglied-
schaft eingeführt.

neben der finanzierung aus der Rundfunkgebühr 
und übergangsweise aus dem staatshaushalt erwei-
terte das Gesetzeskonzept die finanzbasis um mögli-
che einnahmen aus einer sonderabgabe in höhe von 
1 %, die die Rundfunkveranstalter aus der Werbetätig-
keit erhalten sollen. Als mögliche finanzierungsform 
wurde wieder die staatliche Bestellung (bis max. 20 % 
des sendeumfangs) eingeführt, wie sie beim staatlichen 
Rundfunk seit langem praktiziert wird und die dem 
staat erlaubt, bestimmte Programminhalte zu diktie-
ren. Die Regelungen zur einführung der Rundfunk-
gebühr sind nicht näher ausgeführt, sie sind von der 
Regierung zu beschließen.

Das von Andrij schewtschenko et al. am 11.10.2010 
eingebrachte Gesetzesprojekt wurde noch immer nicht 
vom Parlament gelesen. insgesamt lässt sich sagen, dass 
das darin enthaltene Konzept eines Rundfunkveranstal-
ters nicht frei von staatlichem einfluss ist. Die Bestim-
mungen sind jedoch deutlich besser ausgearbeitet (z. B. 
für die Kompetenzen des Rates und des intendanten) 
als im Regierungsdokument und im Gesetzeskonzept 
von Walerij Bebyk. Das Gesetzesprojekt enthält auch 
detaillierte Bestimmungen zur Benennung von Auf-
sichtsratsmitgliedern für strittige fälle, zum Beispiel, 
falls eine fraktion keine Vertreter benennt, um die Kon-
stituierung dieses Gremiums zu verhindern. fortschritt-
lich ist auch die darin enthaltene formulierung, nach 
der der Veranstalter allein die entscheidungen über die 
Verwendung von staatsmitteln zu treffen hat. nachtei-
lig ist andererseits die darin zum Ausdruck gebrachte 
machtfülle des ministerkabinetts, das die Gründung 
des senders vollziehen, die satzung verabschieden, die 
mitglieder des Aufsichtsrates formal benennen und aus 
bestimmten Gründen abberufen kann. sie könnte aber 
auch auf taktische Überlegungen zurückgehen, da das 
Gesetzesprojekt dadurch eher eine mehrheit im Parla-
ment erzielen könnte. 

Abschließende Bemerkungen
es stellt sich die frage, warum die medienbezogenen 
Diskussionen in der Ukraine so stark auf die einfüh-
rung eines öffentlichen Rundfunks fixiert sind. Das liegt 
vor allem daran, dass die existierenden medienstruk-
turen eine Vielzahl von gesellschaftlichen Bedürfnissen 
unbefriedigt lassen. schuld daran ist der noch immer 
vom marktversagen geprägte kommerzielle medien-
sektor. Obwohl einige größere Akteure bereits in der 
Gewinnzone angekommen sind, lassen sie sich noch 
immer von ihren politisch orientierten, nicht eindeu-
tig identifizierbaren eigentümer instrumentalisieren. 
Die geringe marktgröße erschwert zudem die eigen-

produktion von medienprogrammen und fördert die 
Zweitverwertung von medienprodukten aus dem rus-
sischen markt, was wiederum zu einer dominierenden 
Präsenz russischsprachiger medieninhalte und laten-
ter Propaganda russischer Kultur führt. Andererseits 
vermag der ebenfalls chronisch unterfinanzierte (fak-
tisches Budget im Jahr 2008 – 36,55 mio. Us$) und 
inhaltlich eng angeleinte (stichwort »staatliche Bestel-
lung von inhalten«) staatliche Rundfunk nicht, die Bür-
ger zu erreichen (1,8 % Zuschaueranteil im Jahr 2009). 
Vom öffentlichen Rundfunk erhofft man sich deshalb 
vor allem eine ausgewogene Berichterstattung, hoch-
wertige informations- und Unterhaltungsinhalte, die 
auf die Zuschauer in der Ukraine zugeschnitten sind, 
sowie Angebote, die auf die Überwindung der histo-
risch entstandenen sprachlichen und kulturellen spal-
tung der Gesellschaft abzielen. 

Aus den bisherigen Aktivitäten zur einführung eines 
öffentlichen Rundfunks in der Ukraine lassen sich fol-
gende schlüsse ziehen: 
1. Die Konstruktion des politischen systems der 

Ukraine mit einem Präsidenten, der als direkt 
gewählter Amtsträger weder der exekutiven noch 
der legislativen Gewalt angehört, schränkt die 
Reformfähigkeit des staates im allgemeinen und des 
mediensystems im Besonderen extrem ein. Da der 
Präsident meistens einer größeren politischen Grup-
pierung angehört, kann er die Parlamentsmehrheit 
einer gegnerischen Partei blockieren oder durch die 
mehrheit seiner eigener Partei absolute macht erlan-
gen. seine haltung zum öffentlichen Rundfunk war 
bisher ausschlaggebend für die Reformbestrebungen. 
Das erklärt auch die im vorliegenden Beitrag deut-
lich gemachte Deckungsgleichheit zwischen den ein-
zelnen Präsidentschaftsperioden und den Perioden, 
die für die Diskussion bzw. Reform des staatlichen 
Rundfunks unterschieden werden können.

2. ein Großteil der politischen eliten betrachtet die 
medien als ein zentrales instrument der Beeinflus-
sung der öffentlichen meinung. Die Politiker unter-
stützen die idee eines öffentlichen Rundfunks vor 
allem dann, wenn sie sich in der Opposition befin-
den. in der Regierung befürworten sie demgegen-
über den quotenmäßig unbedeutenden staatlichen 
Rundfunk; mit ihren Vorschlägen zur Reform des 
öffentlichen Rundfunks versuchen sie dann, den 
staatlichen einfluss auf den Rundfunk zu sichern 
oder sogar auszuweiten. eine handvoll von idea-
listen kann keinen Umschwung der herrschenden 
meinung herbeiführen.

3. Die langjährigen Diskussionen verdeutlichen erfreu-
licherweise, dass die kritische einstellung der Jour-
nalisten und der zivilgesellschaftlichen Organisa-
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tionen, die in den vergangenen Jahren nicht zuletzt 
durch die Unterstützung internationaler stiftungen 
und nGOs gewachsen ist, durch die neu hinzugetre-
tenen Rundfunkangebote zusätzlich stimuliert wird. 
Die forderungen nach einem öffentlichen, vom staat 
unabhängigen Rundfunk sind immer wieder vor-
gebracht und verteidigt worden. Wie der Vergleich 
von Gesetzesprojekten und -konzepten zeigt, sind 
dabei auch die von zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen eingebrachten Vorschläge im Zeitablauf ver-
mehrt einbezogen worden. 

4. Die bisherigen Diskussionen sollten fortgeführt wer-
den. sie sollten insbesondere darauf ausgerichtet 
sein, möglichst viele zivilgesellschaftliche, politische 
Gruppen sowie staatliche Akteure, vor allem den 
ukrainischen Präsidenten, in die Gespräche einzu-
beziehen und von der Wichtigkeit eines staatsfernen 
öffentlichen Rundfunks zu überzeugen. Das Ziel 
der Gespräche sollte die erarbeitung eines gemein-
samen nenners sein. Die bisher vorgestellten Kon-
zeptionen und Gesetzesprojekte sollten vor allem 
die staatsferne sichernde elementen genauer dis-
kutieren und – auch gesetzestechnisch – präzisieren. 

5. ein öffentlicher Rundfunk hat die sozialen, kul-
turellen, politischen und ökonomischen Rahmen-
bedingungen der Gesellschaft zu thematisieren. 
Zugleich ist er in die jeweilige Gesellschaft einge-

bettet und wird durch sie beeinflusst. Das schließt 
für die Ukraine unter anderem verschiedene Pro-
bleme ein, die seine funktionsfähigkeit beeinträch-
tigen, sei es die Korruption, die Armut vieler Bür-
ger, das Versagen von Politikern oder die schwäche 
des Rechtsstaats. selbst ein perfektes Gesetzespro-
jekt kann deshalb keinen perfekten öffentlichen 
Rundfunk garantieren; vielmehr müssen all diese 
Probleme, ganz unabhängig von ihrer gesellschaft-
lichen Dringlichkeit, auch als flankierende maß-
nahmen einer einführung eines öffentlichen Rund-
funks angegangen werden. 

6. Betrachtet man die beiden aktuellen Gesetzes-
projekte bzw. -konzepte, so ist der von Andrij 
schewtschenko et al. präsentierte entwurf deutlich 
besser ausformuliert. nichtdestotrotz ist zu erwarten, 
dass der entwurf der Regierung höhere Chancen 
hat, realisiert zu werden. möglicherweise sollte man 
versuchen, aus beiden Dokumenten eine gemein-
same, konsensuale Version zu erarbeiten. sollte die-
ses Vorhaben scheitern, empfiehlt sich vielleicht ein 
schritt zurück: die Gründung eines neuen »Öffentli-
chen Radios«. Damit könnten die Bürger ein Gefühl 
dafür erlangen, was ein von der Zivilgesellschaft 
gespeistes und von ihnen durch Zuwendungen 
finanziertes medium leisten kann.

Lesetipp: 
Olexiy Khabyuk/manfred Kops (eds.): Public service Broadcasting. A German-Ukrainian exchange of Opinions, 
Kölner schriften zur medienökonomie, Band 4, lit-Verlag, Berlin 2011.

eine erweiterte fassung des vorliegenden Beitrags erscheint demnächst in der Reihe Arbeitspapiere des instituts 
für Rundfunkökonomie unter dem titel: introduction of a state-distant Public Broadcasting in Ukraine, als Volltext 
abrufbar unter www.rundfunk-institut.uni-koeln.de.

Über den Autor: 
Dr. Olexiy Khabyuk ist wissenschaftlicher mitarbeiter am institut für Rundfunkökonomie an der Universität zu Köln.

DOKUmENtAtION

Die wichtigsten Meilensteine der Diskussionen um die Einführung eines 
öffentlichen Rundfunks in der Ukraine
02.06.1995 einführung des Begriffs »öffentliches fernsehen und hörfunk« durch Änderung des Gesetzes »Über 

fernsehen und hörfunk« (dort insb. Art. 1 satz 1 Unterp. 14, Art. 11, 13, 24, 30)
18.07.1997 Gesetz nr. 485/97-WR »Über das system des Öffentlichen fernsehens und hörfunks der Ukraine« 

(eingebracht von W. schewtschenko, W. Ponedilko, s. tkatschenko)
21.11.1997 Parlamentsbeschluss »Über die Gründung der Rundfunkorganisation des Öffentlichen funks der 

Ukraine (›hURt‹)« (als geschlossene Aktiengesellschaft)

http://www.rundfunk-institut.uni-koeln.de
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15.01.1998 Parlamentsbeschluss »Über die Gründung eines Öffentlichen Rates der Öffentlichen Rundfunkor-
ganisation der Ukraine«

22.01.1998 herausgabe der hURt-lizenz seitens des nationalrates für fernsehen und hörfunk verweigert.
16.09.1998 einbringen des Beschlussprojekts nr. 2085 »Zur Gründung eines Öffentlichen Rates des Öffentli-

chen fernsehens und hörfunks« durch W. schewtschenko, nicht verabschiedet
28.09.1998 einbringen des Gesetzesprojekts nr. 2105-2 »Zur Gründung des systems des Öffentlichen fernse-

hens und hörfunks« durch W. schewtschenko, gescheitert am Veto des Präsidenten vom 18.11.2000
26.12.2000 nichtzulassung der Verfassungsbeschwerde gegen den hURt-Parlamentsbeschlusses vom 21.11.1997 

(siehe oben) durch das Verfassungsgericht
25.01.2001 PACe-Resolution nr. 1239 (2001) »freedom of expression and the functioning of parliamentary 

democracy in Ukraine«, P. 5: »The Assembly calls on the relevant Ukrainian authorities to under-
take the following actions (…): promotion of public service broadcasting« 

31.08.2001 Registrierung des Gesetzesprojekts nr. 8035 »Zur Gründung des systems des Öffentlichen fernse-
hens und hörfunks der Ukraine« (eingebracht von W. schewtschenko), nicht verabschiedet

11.06.2002 einbringen des Gesetzesprojekts nr. 1187 »Zur Gründung des systems des Öffentlichen fernsehens 
und hörfunks« durch J. schowtjak, B. Bespalyj, nicht verabschiedet

4.12.2002 Anhörung im Parlament zum Thema »Gesellschaft, massenmedien, staat: meinungsfreiheit und 
Zensur in der Ukraine«

2002–2005 nGO »Öffentliches Radio«, initiiert von O. Krywenko
29.09.2003 PACe-Resolution nr. 1346 (2003) »honouring of obligations and commitments by Ukraine«, 

Punkt 14: »it is of great importance to establish an objective and functioning public broadcasting 
system in Ukraine.«

20.12.2004 Gründung der Koalition von zivilgesellschaftlichen Organisationen »Öffentlicher Rundfunk«; erar-
beitung und Vorstellung im laufe des Jahres 2005 von verschiedenen Dokumenten: »Konzeption 
der Programmpolitik des Öffentlichen Rundfunks«, »Prinzipien der Redaktionspolitik, der informa-
tionsredaktionen des Öffentlichen Rundfunks«, »Konzeption des Öffentlichen Rundfunks«, »Vor-
schläge zur gesetzgeberischen Regulierung des rechtlichen status von Organisationen des Öffentli-
chen Rundfunks und ihrer leitungsorgane«

2005 Vorstellung verschiedener Konzepte des öffentlichen Rundfunks, insb. durch A. schewtschenko, 
t. stezkiw, O. tkatschenko, institut für medienrecht (t. schewtschenko) und anderen

13.04.2005 Anhörung im Parlament zu »Perspektiven der Gründung des Öffentlichen Rundfunks in der 
Ukraine«; empfehlungen beschlossen am 21.06.2005 (Beschluss nr. 2684-15)

23.05.2005 einbringung des Gesetzesprojekts nr. 7539 zur neufassung des Gesetzes »Über das system des 
Öffentlichen fernsehens und hörfunks der Ukraine« durch s. Prawdenko, W. schewtschenko, 
t. stezkiw), abgelehnt in wiederholter 2. lesung am 22.12.2005

30.09.2005 einberufung einer Arbeitsgruppe zur erarbeitung eines Konzeptes des öffentlichen Rundfunks beim 
sekretariat des Präsidenten

05.10.2005 PACe-Resolution nr. 1466 (2005) »honouring of obligations and commitments by Ukraine«, Unter-
punkt 12.4.: »(…) the Assembly calls on the Ukrainian authorities to: (…) transform the state broad-
casters into public service broadcasting channels in line with relevant Council of europe standards«. 

12.01.2006 neufassung des Gesetzes nr. 3317-15 »Über fernsehen und hörfunk«, mit einführung eines neuen 
Verfahrens zur Benennung des Öffentlichen Rates sowie der leiter der nationalen fernseh- und 
hörfunkgesellschaften durch das Parlament und den Präsidenten

19.12.2006 Verabschiedung von »implementierungsprinzipien von standards des öffentlichen Rundfunks in 
der Ukraine« durch die nationalkommission für meinungsfreiheit beim Präsidenten der Ukraine

20.01.2006 erlass des Präsidenten W. Juschtschenko nr. 39/2006 zur Umsetzung von Verpflichtungen ggü. 
europarat, u. a. aus Unterpunkt 12.4 der PACe-Resolution nr. 1466
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15.03.2007 gemeinsame Absichtserklärung zur einführung des öffentlichen Rundfunks von e. Prutnik, leiter 
des staatlichen Rundfunkkomitees, W. schewtschenko, Vorsitzender des nationalrates für Rund-
funk, A. schewtschenko, Vorsitzender des Parlamentsmedienausschusses, und t. Petriw, Vorsitzen-
der der nationalkommission für meinungsfreiheit beim Präsidenten

13.08.2007 start des »ersten Öffentlichen« fernsehprogramms als Kooperationsprojekt von staatlichen regio-
nalen fernsehstudios unter der Ägide von e. Prutnik, leiter des staatlichen Komitees für fernse-
hen und hörfunk

21.02.2008 erlass des Präsidenten W. Juschtschenko nr. 148/2008 zur einführung des systems des Öffentli-
chen fernsehens und hörfunks der Ukraine

25.04.2008 einbringen des Gesetzesprojekts nr. 2445 »Über Änderung und ergänzung des Gesetzes ›Über fern-
sehen und hörfunk‹ (in Bezug auf die nationale fernseh- und hörfunkgesellschaften der Ukraine)« 
durch A. schewtschenko, lesung verschoben (nicht verabschiedet)

07.05.2008 Verfügung der Regierung nr. 694 vom 7.5.2008 zur einberufung einer Arbeitsgruppe zur erarbei-
tung einer Konzeption des Öffentlichen Rundfunks 

11.09.2008 einbringen des Gesetzesprojektes nr. 3140 zu Änderung des Gesetzes »Über fernsehen und hör-
funk« durch O. lukash, e. Prutnik, A. Portnow, nicht verabschiedet

15.10.2008 Vorschläge des nationalrates für fernsehen und hörfunk zur einrichtung des Öffentlichen fern-
sehens und hörfunks (dokumentiert in der entscheidung nr. 1978)

09.01.2009 (Grob-)Konzept des öffentlichen Rundfunks vom staatlichen Komitee für Rundfunk, vorgelegt im 
Auftrag der Regierung

12.03.2009 Registrierung des Gesetzesprojekts nr. 4198 zur neufassung des Gesetzes »Über das system des Öffent-
lichen fernsehens und hörfunks der Ukraine« durch A. schewtschenko, abgelehnt am 12.06.2009

15.09.2009 entscheidung des Verfassungsgerichtes nr. 21-rp/2009 über die nichtverfassungsmäßigkeit von 
Bestimmungen des Gesetzes »Über fernsehen und hörfunk« zur Benennung des Öffentlichen 
Rates sowie der leiter der nationalen fernseh- und hörfunkgesellschaften durch das Parlament 
und den Präsidenten

11.09.2009 entscheidung des Rates für sicherheit und Verteidigung der Ukraine zur errichtung des öffentli-
chen Rundfunks sowie zum Ablauf der einführung des digitalen Rundfunks, in Kraft durch den 
erlass des Präsidenten W. Juschtschenko nr. 189/2010 vom 18.02.2010

3.02.2010 erlass des Präsidenten W. Juschtschenko nr. 92/2010 zur Vorbereitung auf die erlangung der 
nAtO-mitgliedschaft sieht u. a. die Ausarbeitung von Änderungen zum Gesetz »Über das system 
des Öffentlichen fernsehens und hörfunks der Ukraine« vor

24.06.2010 Gesetzeskonzept »Über das system des Öffentlichen fernsehens und hörfunks der Ukraine«, aus-
gearbeitet unter der Ägide der nationalkommission für meinungsfreiheit und entwicklung der 
informationsbranche 

29.06.2010 zur öffentlichen Diskussion vorgestellt wird das (Grob-)Konzept der »Gründung des nationalen 
Öffentlichen fernsehen und hörfunks« des Öffentlichen humanitären Rates beim Präsidenten 
W. Janukowytsch

30.09.2010 verabschiedet wird das (Grob-)Konzept der »Gründung und tätigkeit der nationalen Öffentlichen 
Rundfunkgesellschaft« des Öffentlichen humanitären Rates beim Präsidenten W. Janukowytsch

11.10.2010 Registrierung des Gesetzesprojekts nr. 7241 zur Änderung des Gesetzes »Über das system des Öffent-
lichen fernsehens und hörfunks der Ukraine« durch A. schewtschenko, W. Kasjkiw, J. suslow

18.10.2010 Vorlage eines (nicht autorisierten) Gesetzeskonzepts »Über die nationale Öffentliche Rundfunkge-
sellschaft der Ukraine« durch Walerij Bebyk, basierend auf dem (Grob-)Konzept des Öffentlichen 
humanitären Rates beim Präsidenten W. Janukowytsch 

12.01.2011 erlass von Präsident W. Janukowytsch nr. 24/2011 zur Umsetzung von Verpflichtungen gegenüber 
dem europarat, u. a. aus Unterpunkt 12.4 der PACe-Resolution nr. 1466

01.07.2011 Gesetzeskonzept der Regierung bzw. des ihr unterstellten Komitees für Rundfunk »Über das Öffent-
liche fernsehen und hörfunk der Ukraine«
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KOmmENtAR

Das wahre Gesicht des Systems Janukowytsch
Von nico lange, Kiew

Das Urteil gegen Julija tymoschenko schockte die 
europäische und internationale Öffentlichkeit. Bis 

zuletzt hatten die meisten Beobachter vermutet, dass der 
Prozess im Kiewer Kreisgericht mit einer Bewährungs-
strafe oder einer Verurteilung und sofortigen Amnes-
tierung enden würde. Der Richterspruch von sieben 
Jahren haft ohne Bewährung, drei Jahren Verbot der 
Ausübung politischer Ämter und einer Geldstrafe von 
umgerechnet etwa 135 mio. euro wurde dann jedoch 
mit voller härte gefällt. 

Die erhobenen Anschuldigungen, der Verlauf der 
ermittlungen und der Gerichtsverhandlungen sowie 
das Urteil lassen nur den schluss zu, dass es sich um 
politisch motivierte Justiz handelt. tymoschenko selbst 
und ihre Anwälte hatten im gesamten Verlauf des Ver-
fahrens nie ausreichend Zeit, um sich mit den umfang-
reichen Unterlagen vertraut zu machen. Die repressi-
ven Befragungen in der Generalstaatsanwaltschaft, der 
einsatz eines unerfahrenen, temporären Richters, die 
Zulassung von nur zwei Zeugen der Verteidigung gegen-
über 36 Zeugen der Anklage und die öffentlichen hetz-
kampagnen durch Vertreter der Regierungspartei erzeu-
gen Assoziationen zu schauprozessen längst vergangen 
geglaubter Zeiten.

tymoschenko wird bestraft, weil sie während der 
Gaskrise zu Jahresbeginn 2009 angeblich ohne man-
dat der Regierung dem staatsunternehmen naftohas 
eine Direktive zur Unterzeichnung von lieferverträ-
gen mit der russischen Gasprom erteilt hat. Der Rich-
ter sieht es als erwiesen an, dass der Ukraine dadurch 
ein hoher materieller schaden entstanden sei. Die Ver-
urteilung erfolgte auf der Grundlage eines Artikels des 
strafgesetzbuches von 1962, der im Kern noch auf sta-
lin zurückgeht. letztlich wird damit eine rein politische 
entscheidung juristisch bestraft. Die diesbezügliche 
Argumentation in der Urteilsbegründung ist geradezu 
absurd. Die dort aufgeführten Argumente ließen sich 
mit wenig mühe auch gegen die von Juschtschenko im 
Jahr 2006 unterschriebenen Gasverträge oder die von 
Janukowytsch vereinbarten »Charkiwer Verträge« des 
Jahres 2010 vorbringen.

Julija tymoschenko ist sicher keine heilige. in 
gewisser Weise ist es sogar paradox, dass sich die eU und 
andere jetzt gezwungen sehen, die ehemalige Gasprin-
zessin persönlich zu verteidigen. es geht jedoch um 
weit mehr als um tymoschenkos Person. ihre Verur-
teilung ist das eindrücklichste Beispiel der konsequen-
ten instrumentalisierung der strafverfolgungsbehörden 
und der Justiz zur sicherung der macht für Präsident 

Janukowytsch und sein Umfeld. neben tymoschenko 
befinden sich zahlreiche weitere mitglieder der ehema-
ligen Regierung in haft. seit Janukowytschs Amtsan-
tritt wird eine wahre flut von ermittlungen und Ver-
fahren geführt, häufig unter dem Deckmantel eines 
vermeintlichen Kampfes gegen Korruption. Gegen 
oppositionelle Politiker und ihre familienangehörige 
wird ermittelt und häufig Untersuchungshaft angeord-
net, um sie zum Übertritt in die Partei der Regionen 
zu bewegen. teilnehmer an friedlichen Protesten wer-
den wegen »Blockade des straßenverkehrs« oder gar ver-
meintlicher terroristischer Aktivitäten bestraft. staats-
anwaltschaft, Geheimdienst, innenministerium und 
steuerpolizei missachten in ihrem Vorgehen häufig ele-
mentarste Grundsätze europäischer Rechtsstaatlichkeit.

Die nutzung der Justiz und der innenbehörden für 
politische Zwecke ist in der Ukraine kein neues Phäno-
men. Vor der Orangen Revolution beruhte das system 
Kutschma im Kern auf der möglichkeit der Präsidial-
verwaltung die oligarchischen Clans zu erpressen und 
dem jederzeit möglichen einsatz der staatsanwaltschaft. 
mit dem Personal haben unter Janukowytsch offen-
bar auch viele dieser Praktiken wieder einzug gehalten. 
selbst unter Kutschma hatte die Präsidialverwaltung 
dabei jedoch nicht die übermächtige Position der heu-
tigen tage. Offenbar muss in der Ukraine heute jede 
noch so kleine frage mit der Präsidialverwaltung abge-
stimmt werden. Glaubt man den Berichten von insidern, 
so werden staatsanwälte und Richter direkt von dort 
beeinflusst, Aufträge für ermittlungen und Prozesse 
von dort erteilt und selbst entscheidungen über schuld 
und Unschuld dort getroffen.

mit dem Urteil gegen tymoschenko entfernt das 
system Janukowytsch die wichtigste politische Geg-
nerin und eine wirkungsvolle Populistin aus dem poli-
tischen Wettbewerb. Gleichzeitig hat es den Anschein, 
dass der Prozess einen »Chodorkowskij-effekt« zum 
Ziel hat. Das signal an die Oppositionspolitiker der 
Ukraine allgemein ist unmissverständlich. Auch die 
Rache für die Orange Revolution und die Absicherung 
gegen künftige ereignisse dieser Art scheinen eine wich-
tige motivation zu sein. für das Regime geht es vorran-
gig um den langfristigen Zugriff auf die administrati-
ven und finanziellen Ressourcen der Ukraine.

es ist kein Zufall, dass der tymoschenko-Prozess 
gerade vor dem hintergrund des Gasgeschäfts geführt 
wurde. Die ukrainischen politischen eliten sind seit 
vielen Jahren über Parteigrenzen hinweg in ein elabo-
riertes system der grauen Geschäfte, Kick-Back-Zah-
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lungen und Korruption auf dem milliardenmarkt der 
energieträger verstrickt. schon seit langer Zeit schei-
tert die Zusammenarbeit mit der eU in Bezug auf die 
modernisierung des leitungssystems vor allem immer 
wieder daran, dass sich die ukrainischen eliten in die-
sem Bereich nicht in die Karten gucken lassen wollen. 

Der von tymoschenko mit dem Vertrag von 2009 
ausgeschaltete Zwischenhändler RosUkrenergo des Oli-
garchen firtasch, zu dessen Umfeld auch Geheimdienst-
chef Choroschkowskyj und energieminister Bojko gehö-
ren, gewann unter Janukowytsch enormen politischen 
einfluss. Die interessen unterschiedlicher Gruppierun-
gen innerhalb der Partei der macht treffen sich in der 
Bekämpfung der Person tymoschenko: Janukowytsch 
und die Administration wollen die Opposition ausschal-
ten, um dauerhaft ihre macht zu sichern. Die Gruppe 
um firtasch will Rache für das im Zuge der Vereinba-
rungen zwischen tymoschenko und Putin beschlag-
nahmte Gas und die ausgefallenen milliardengewinne 
des lukrativen Zwischenhändlergeschäfts nehmen. Die 
Gruppe um Achmetow erhofft sich vor allem die Beschä-
digung der Verträge von 2009 und die festlegung neuer 
günstiger lieferpreise für das in der stahlindustrie ver-
wendete Gas. 

Die harschen Reaktionen auf das Urteil aus der eU, 
Russland und den UsA lassen vermuten, dass die Beses-
senheit der jetzigen ukrainischen eliten in Bezug auf 
tymoschenko mit hohen Kosten für das land verbun-
den sein könnte. Die ergebnisse jahrelanger Verhand-
lungen mit der eU um Assoziierung und freihandel 
stehen auf dem spiel. Russland zeigte kein Verständnis 

und es ist wohl wenig wahrscheinlich, dass sich Putin 
mit der Kriminalisierung des von ihm unterschriebe-
nen Gasvertrages von 2009 einverstanden erklären wird. 
Durch die Verschlechterung der Beziehungen zur eU ist 
die ukrainische Verhandlungsposition gegenüber Russ-
land eher schwächer geworden. innenpolitisch befinden 
sich die Zustimmungswerte zu Janukowytsch und zur 
Partei der Regionen seit längerem im freien fall.

mit dem Urteil gegen tymoschenko und der poli-
tischen instrumentalisierung von strafverfolgungsbe-
hörden und Justiz zeigte das system Janukowytsch sein 
wahres Gesicht. hinter einer fassade aus eU-freundli-
chen Äußerungen und vermeintlicher Demokratie- und 
investitionsfreundlichkeit wird konsequent ein system 
aufgebaut, das den kompromisslosen und dauerhaften 
Zugriff auf die macht für eine kleine Gruppe von Oligar-
chen sichern soll, die den ukrainischen staat als Vehikel 
für ihre Geschäfte benutzt. Das ist mit den eU-Ambi-
tionen nicht vereinbar. Offenbar ist Janukowytsch die 
Paradoxität nicht bewusst, wenn er in aktuellen öffent-
lichen Auftritten die westliche Kritik am tymoschenko-
Prozess schroff zurückweist und sich einmischungen in 
innere Angelegenheiten verbittet, im gleichen Atemzug 
aber für das Assoziierungsabkommen eine eU-Beitritts-
perspektive für sein land einfordert. in der Konsequenz 
dieser Politik droht der Ukraine die selbst verschuldete 
isolation, innenpolitische Rückschläge werden provo-
ziert und die innere integration der zerrissenen Ukraine 
wird vor dem hintergrund der notwendigen Reformen 
unmöglich. 

Über den Autor:
nico lange leitet seit 2006 das Auslandsbüro der Konrad-Adenauer-stiftung in der Ukraine.

UmFRAGE

Urteil gegen Julija Tymoschenko

Grafik 1: Halten Sie das Urteil für begründet?

völlig unbegründet 
41% 

eher unbegründet 
17% 

eher begründet 
10% 

völlig begründet 
16% 

keine Antwort 
16% 

Quelle: repräsentative Umfrage von GfK 
Ukraina vom 18.10.2011, http://www.gfk.ua/
public_relations/press/press_articles/008822/
index.ua.html (Antworten der 90 %, die von 
dem Urteil wussten).

http://www.gfk.ua/public_relations/press/press_articles/008822/index.ua.html
http://www.gfk.ua/public_relations/press/press_articles/008822/index.ua.html
http://www.gfk.ua/public_relations/press/press_articles/008822/index.ua.html
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sicherlich 
27% 

eher ja 
23% eher nicht 

12% 

sicherlich nicht 
17% 

keine Antwort 
20% 

Freilassung 
Tymoschenkos, z. B. 

durch Aufhebung 
des betreffenden 

Paragraphen 
47% 

Der Präsident sollte 
sich dem Druck der 

EU nicht beugen. 
31% 

einen anderen 
Ausweg finden 

7% 

keine Antwort 
15% 

ja  
28,7% 

nein 
55,3% 

keine Antwort 
16,0% 

Quelle: repräsentative Umfrage von GfK Ukraina vom 18.10.2011, http://www.gfk.ua/public_relations/press/press_articles/008822/index.
ua.html (Antworten der 90 %, die von dem Urteil wussten).

Quelle: repräsentative Umfrage von GfK Ukraina vom 18.10.2011, http://www.gfk.ua/public_relations/press/press_articles/008822/index.
ua.html (Antworten der 90 %, die von dem Urteil wussten).

Quelle: repräsentative Umfrage der Soziologischen Gruppe Rating vom 1. bis 7.10.2011, http://polityka.in.ua/info/552.htm

Grafik 2: Denken Sie, dass Präsident Janukowytsch oder seine Administration Druck auf den 
Richter und die Sache ausgeübt haben?

Grafik 3: Wie sollte die politische Führung nun reagieren?  
(nach der Absage des Besuchs Janukowytschs durch die EU)

Grafik 4: Denken Sie, dass die Parlamentswahlen 2012 ohne die Teilnahme Julija Tymoschenkos 
demokratisch und legitim sein werden?

http://www.gfk.ua/public_relations/press/press_articles/008822/index.ua.html
http://www.gfk.ua/public_relations/press/press_articles/008822/index.ua.html
http://www.gfk.ua/public_relations/press/press_articles/008822/index.ua.html
http://www.gfk.ua/public_relations/press/press_articles/008822/index.ua.html
http://polityka.in.ua/info/552.htm
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Außenbeziehungen der Ukraine

Grafik 1: Wie schätzen Sie derzeit die Beziehungen zwischen Russland und der Ukraine…

Grafik 2: Befürworten Sie …

Quelle: repräsentative Umfrage des Soziologischen Instituts Rating vom 17. bis 27.9.2011, http://ratinggroup.com.ua/products/politic/
data/entry/13969/

Quelle: repräsentative Umfrage des Soziologischen Instituts Rating vom 17. bis 27.9.2011, http://ratinggroup.com.ua/products/politic/
data/entry/13969/

5% 

12% 

10% 

7% 
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21% 
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1% 
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9% 
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26% 

43% 

7% 

0% 10% 20% 30% 40% 50% 

freundschaftlich 

gutnachbarschaftlich 

ziemlich warm 

keine Antwort 

neutral 

kühl 

angespannt 

feindlich 

… insgesamt ein? 

… in Bezug auf die Gasfrage ein? 

32% 

21% 

19% 

14% 

14% 

35% 

21% 

18% 

16% 

10% 

0% 5% 10% 15% 20% 25% 30% 35% 40% 

ja 

eher ja 

keine Antwort 

eher nein 

nein 

… den Eintritt der Ukraine in die Zollunion 
mit Russland, Belarus und Kasachstan? 

… die Unterzeichnung des 
Freihandelsabkommens mit der EU? 

http://ratinggroup.com.ua/products/politic/data/entry/13969/
http://ratinggroup.com.ua/products/politic/data/entry/13969/
http://ratinggroup.com.ua/products/politic/data/entry/13969/
http://ratinggroup.com.ua/products/politic/data/entry/13969/
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DOKUmENtAtION

Ermittlungsverfahren und Urteile gegen ehemalige Mitglieder der 
Regierung Tymoschenko und hohe Beamte

• Bohdan Danylschyn, ehemaliger Wirtschaftsminister (Dezember 2007 bis märz 2010), wurde zunächst von der 
Ukraine über interpol gesucht und dann am 18. Oktober 2010 in tschechien verhaftet, wo er im Januar 2011 poli-
tisches Asyl erhielt. ihm wird die Veruntreuung öffentlicher Gelder vorgeworfen. Dem ukrainischen staat sollen 
dadurch Verluste in höhe von 444.000 euro entstanden sein. 

• Gegen Oleksandr Dawydow, den ehemaligen stellvertretender transportminister (Januar 2008 bis märz 2010), 
wird wegen Amtsmissbrauchs in Zusammenhang mit einem flugunternehmen ermittelt. 

• Der ehemalige Umweltminister Heorhij Filiptschuk (Dezember 2007 bis märz 2010) wurde wegen Verdachts 
auf Amtsmissbrauch am 14. Dezember 2010 verhaftet. Die ermittlungen sind abgeschlossen, die sache liegt beim 
Gericht.

• Tetjana Hryzun, ehemalige erste stellvertretende Vorsitzende der staatskasse (september 2009 bis April 2010), 
wurde am 19. Juli 2010 festgenommen, weil sie bei der Privatisierung des Odessaer hafenwerks die mitbietenden 
Unternehmen finanziell geschädigt habe.

• Der ehemalige geschäftsführende Verteidigungsminister Walerij Iwaschtschenko (Juni 2009 bis märz 2010) 
wurde am 25. August 2010 wegen mutmaßlichen ungesetzlichen Verkaufs von eigentum des schiffsmontagewer-
kes feodossija inhaftiert. Am 20. Juni 2011 begann er einen hungerstreik, musste diesen aber aus gesundheitli-
chen Gründen fünf tage später abbrechen. Das Gericht hat seine Behandlung im Krankenhaus zwar für notwen-
dig erklärt, ihn aber immer noch nicht überführt. 

• Jewhen Kornijtschuk, ehemaliger Vorsitzender der sozial-demokratischen Partei der Ukraine und erster stell-
vertretender Justizminister (Dezember 2007 bis märz 2010), wurde am 23. Dezember 2010 wegen Verdachts auf 
Amtsmissbrauch verhaftet. Am 15. februar 2011 wurde er wieder auf freien fuß gesetzt, darf aber das land nicht 
verlassen.

• Der ehemalige innenminister Jurij Luzenko (Dezember 2007 bis Januar 2010) befindet sich seit dem 26. Dezem-
ber 2010 in Untersuchungshaft. im April protestierte er dagegen mit einem 30-tägigen hungerstreik. Der Vorwurf 
gegen ihn lautet: Amtsmissbrauch. sein Dienstfahrer habe zu viel Gehalt erhalten und die Kosten für eine Jubilä-
umsfeier der Polizeibehörde seien zu hoch gewesen. luzenko sagt, er habe sich mit beiden Dingen nicht befasst.

• Am 19. Oktober 2011 wird die Wohnung des ehemaligen Kohleindustrieministers Wiktor Poltawez (Dezember 
2007 bis märz 2010) durchsucht. laut offizieller Angaben ist er aber nicht selbst verdächtig.

• Gegen Michail Poschiwanow, den ehemaligen stellvertretenden Wirtschaftsminister (Dezember 2007 bis märz 
2010) und leiter des Reservefonds der Ukraine, wurde am 31. Januar 2011 haftbefehl erlassen. er flüchtete darauf-
hin nach Österreich, wo er seitdem lebt und arbeitet. er soll 3 mio. euro veruntreut haben. 

• Gegen den am 7. April 2010 verhafteten ehemaligen stellvertretenden leiter des Reservefonds, Mykola 
Sinkowskij (August 2007 bis April 2010), wurde am 21. februar 2011 eine zehnjährige haftstrafe wegen Amts-
missbrauchs im Jahr 2004 verhängt (unrechtmäßige Aneignung von eigentum). Dies war die erste Verurteilung 
eines hohen staatsbeamten aus der Regierung tymoschenko.

• Gegen Tetjana Sljus, die ehemalige Vorsitzende der staatskasse, wurde am 24. Dezember 2010 haftbefehl wegen 
nicht rechtmäßiger Verwendung von mitteln aus dem Kyoto-Protokoll erteilt. sie wird derzeit über interpol gesucht. 

• Die wegen Unterschlagung von RosUkrenergo gehörendem Gas Angeklagten Anatolij Makarenko (ehemaliger 
Chef des Zolldienstes, verhaftet am 23. Juni 2010) und Taras Schepitko (ehemaliger stellvertretender leiter des 
regionalen Zolldienstes für energie, verhaftet am 23. Juli 2010) wurden am 5. Juli 2011 aus der Untersuchungs-
haft entlassen, das Verfahren ist aber noch nicht beendet und sie dürfen das land nicht verlassen. ihre fälle wer-
den vor dem Petschersker Kreisgericht verhandelt. Der ebenfalls angeklagte Ihor Didenko (ehemaliger stellvertre-
tender leiter von naftohas, verhaftet am 12. Juli 2010) wurde hingegen nicht auf freien fuß gesetzt, sondern am 
5. september 2011 zu 3 Jahren auf Bewährung verurteilt. Am 21. Juli 2010 wurde gegen Marija Kuschnir, Che-
fin der Buchhaltung bei naftohas, haftbefehl erlassen, weil sie ihre Position zur Vorteilsverschaffung für Dritte 
genutzt habe. Am 10. september 2010 wurde sie in Wolgograd/Russland verhaftet und am 29. september ihre 
Auslieferung angeordnet.

Zusammengestellt von Judith Janiszewski
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Aktuelle Politikumfragen

Grafik 1: Welche Partei würden Sie wählen, wenn am nächsten Sonntag Parlamentswahlen wären? 
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Quelle: repräsentative Umfrage der Soziologischen Gruppe Rating, http://ratinggroup.com.ua/cardiogram/parties/

Grafik 2: Wen würden Sie wählen, wenn am nächsten Sonntag Präsidentschaftswahlen wären?
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Quelle: repräsentative Umfrage der Soziologischen Gruppe Rating, http://ratinggroup.com.ua/cardiogram/parties/
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Grafik 3: Befürworten Sie insgesamt die Tätigkeit von …?
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Quelle: repräsentative Umfrage des Razumkow-Zentrums vom 29.9. bis 4.10.2011, http://www.razumkov.org.ua/eng/socpolls.php

Grafik 4: Befürworten Sie insgesamt das Handeln Wiktor Janukowytschs als Präsident der 
Ukraine?
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Quelle: repräsentative Umfrage des Ukrainischen Demokratierings vom 7. bis 13.12.2010 und vom 1. bis 7.10.2011, http://polityka.
in.ua/info/492.htm

Grafik 5: Befürworten Sie insgesamt das Handeln Wiktor Janukowytschs als Präsident der 
Ukraine? – nach Regionen
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Grafik 6: Befürworten Sie insgesamt das Handeln Mykola Asarows als Ministerpräsident der 
Ukraine?

Grafik 7: Befürworten Sie insgesamt das Handeln Mykola Asarows als Ministerpräsident der 
Ukraine? – nach Regionen
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Quelle: repräsentative Umfrage des Ukrainischen Demokratierings vom 7. bis 13.12.2010 und vom 1. bis 7.10.2011, http://polityka.
in.ua/info/556.htm
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Quelle: repräsentative Umfrage des Ukrainischen Demokratierings vom 1. bis 7.10.2011, http://polityka.in.ua/info/556.htm

Grafik 8: Befürworten Sie insgesamt die Tätigkeit der ukrainischen Regierung?

Quelle: repräsentative Umfrage des Ukrainischen Demokratierings vom 7. bis 13.12.2010 und vom 1. bis 7.10.2011, http://polityka.
in.ua/info/556.htm
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Grafik 9: Befürworten Sie insgesamt die Tätigkeit der ukrainischen Regierung? – nach Regionen
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Quelle: repräsentative Umfrage des Ukrainischen Demokratierings vom 1. bis 7.10.2011, http://polityka.in.ua/info/556.htm

Grafik 10: Denken Sie, dass sich die Ukraine insgesamt in die richtige Richtung entwickelt?

Grafik 11: Denken Sie, dass sich die Ukraine insgesamt in die richtige Richtung entwickelt? – 
nach Regionen
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Quelle: repräsentative Umfrage des Ukrainischen Demokratierings vom 7. bis 13.12.2010  und vom 1. bis 7.10.2011, http://polityka.
in.ua/info/556.htm
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ChRONIK

Vom 12. bis zum 26. Oktober 2011
12.10.2011 Der Direktor der Abteilung für informationspolitik des Außenministeriums, Oleh Woloschyn, nennt die von der 

eU vorgenommene Verknüpfung des eU-Assoziierungsabkommens mit der Verurteilung der ehemaligen minis-
terpräsidentin Julija tymoschenko eine »merkwürdige Position«. Der Außenminister Kanadas, John Baird, kri-
tisiert den Gerichtsprozess sowie das über Julija tymoschenko verhängte Urteil und sieht darin einen Grund für 
eine mögliche Verschlechterung der Beziehungen zwischen den beiden ländern. Auch das Weiße haus vermisst 
Rechtstaatlichkeit und fordert die freilassung tymoschenkos sowie weiterer inhaftierter Oppositionspolitiker. 
Auch Großbritannien, Polen, italien und tschechien schließen sich der Kritik an.

12.10.2011 ein Kiewer Gericht setzt die bei den am Vortag stattgefundenen Demonstrationen gegen das Urteil gegen Julija 
tymoschenko verhafteten sieben Personen wieder auf freien fuß. ihnen war hooliganismus vorgeworfen worden. 

12.10.2011 Die Ukraine verliert aufgrund intransparenter Berechnungsmethoden vorerst die erlaubnis mit CO2-emissions-
zertifikaten entsprechend dem Kyoto-Protokoll zu handeln. 

13.10.2011 Präsident Wiktor Janukowytsch erklärt in einem interview, dass er der Dekriminalisierung des Paragraphen, der 
für die Verurteilung Julija tymoschenkos herangezogen wurde, zustimmen würde. 

13.10.2011 Zwei tage nach ihrer Verurteilung zu einer siebenjährigen haftstrafe wird erneut gegen die ehemalige minister-
präsidentin Julija tymoschenko ermittelt. Der hauptermittler iwan Derewjanko sagt, tymoschenko werde vorge-
worfen, in den 1990er Jahren als leiterin des staatskonzerns Vereinigte energiesysteme, der russisches Gas impor-
tierte, umgerechnet 295 millionen euro veruntreut zu haben. sie habe schulden des Unternehmens vor dem rus-
sischen Verteidigungsministerium auf den ukrainischen staat übertragen. ebenfalls angeklagt in diesem fall ist 
der damalige ministerpräsident Pawel lasarenko, der 2006 in den UsA zu 9 Jahren haft wegen Geldwäsche ver-
urteilt wurde. Russland hatte im Juni einen Brief an ministerpräsident mykola Asarow mit der Bitte um erstat-
tung der schulden geschrieben. in Russland wird tymoschenko wegen Verjährung der tat nicht mehr belangt.

14.10.2011 in Kiew nehmen rund 8.000 menschen, hauptsächlich Anhänger der nationalistischen Partei freiheit, an einem 
marsch zum 69. Gründungstag der Ukrainischen Aufstandsarmee teil.

14.10.2011 Außenminister Anatolij hryschtschenko erklärt in einer fernsehshow, dass die Verhandlungen mit der eU auch 
nach dem Urteil gegen die ehemalige ministerpräsidentin Julija tymoschenko auf höchster ebene fortgesetzt wür-
den. Die ministerpräsidenten Polens, Ungarns und tschechiens, Donald tusk, Viktor Orban und Petr nečas, 
erläutern, sie würden einer integration der Ukraine in die eU solange nicht zustimmen, wie das Gerichtssystem in 
dem land nicht ordentlich funktioniere und die ehemalige ministerpräsidentin Julija tymoschenko in haft sei.

14.10.2011 im Parlament werden Änderungen zum in erster lesung verabschiedeten Gesetzentwurf zur entkriminalisierung 
von Wirtschaftsdelikten registriert. Diese sehen die Abschaffung des Paragraphen 365 (missbrauch der Regie-
rungsmacht/Dienstvollmacht; danach wurde tymoschenko zu 7 Jahren verurteilt) und des Paragraphen 191 
(Aneignung/Veruntreuung, dieser liegt einer neuen Anklage zugrunde) vor.

15.10.2011 Die Venedig-Kommission billigt die Änderungen am Gesetz über die Gerichtsverfassung und den status der 
Richter. tags zuvor hatte sie der Ukraine von den Änderungen am Wahlgesetz abgeraten, u. a. weil bisher nicht 
mit der Opposition darüber verhandelt worden sei. 

18.10.2011 in Donezk treffen die Präsidenten Russlands und der Ukraine, Dmitrij medwedew und Wiktor Janukowytsch 
beim Regionalen internationalen Wirtschaftsforum zusammen. sie vereinbaren u. a. die Vereinfachung des 
Grenzverkehrs für die Bewohner des Grenzgebietes. Auch der Beitritt der Ukraine zur Zollunion wird diskutiert.

18.10.2011 Die eU sagt den Besuch Präsident Wiktor Janukowytschs am 20.10.2011 ab, auf dem das Assoziationsabkommen 
besprochen werden sollte. Der termin werde auf einen günstigeren Zeitpunkt verschoben. tags zuvor hatte Janu-
kowytsch in einem interview gesagt, die Ukraine sei ein Partner in den Verhandlungen, kein Bittsteller. Unterdes-
sen unterschreiben die GUs-staaten eine neue Vereinbarung über ihre freihandelszone für Waren, die auch die 
Ukraine unterzeichnet. Diese kündigt gleichzeitig Verhandlung über eine solche Zone für Dienstleistungen an.

18.10.2011 Das Parlament entscheidet sich mit 295 stimmen gegen die kurz zuvor beschlossene Abschaffung der Winter-
zeit. Am 20.9.2011 war die Aufhebung der Umstellung auf Vorschlag eines Abgeordneten der Partei der Regio-
nen beschlossen worden. im zweiten Anlauf korrigiert die Partei der Regionen ihre entscheidung. 

18.10.2011 Generalstaatsanwalt Wiktor Pschonka berichtet, dass die ehemalige ministerpräsidentin Julija tymoschenko erst-
mals wegen des Vorwurfs der Übertragung von schulden des Unternehmens Vereinte energiesysteme auf den 
ukrainischen staat vernommen worden sei. 
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19.10.2011 Der russische Verteidigungsminister Anatolij serdjukow erklärt, dass sein land auf der Rückzahlung der schul-
den des ukrainischen Unternehmens Vereinigte energiesysteme bestehe. Wegen der Übertragung dieser schul-
den auf den ukrainischen staat wird derzeit gegen die ehemalige ministerpräsidentin Julija tymoschenko ermit-
telt. Der ukrainische Geheimdienst nennt einen Brief mit dieser forderung von russischer seite als Grund für 
die eröffnung des Verfahrens gegen tymoschenko.

20.10.2011 Der eU-handelskommissar Karel De Gucht verkündet dem eU-Parlament die einigung mit dem stellvertre-
tenden ministerpräsidenten Andrij Kljujew über das freihandelsabkommen. Die Ukraine müsse nun die ent-
sprechenden politischen Rahmenbedingungen schaffen und das Abkommen muss in jedem eU-land ratifiziert 
werden. De Gucht sagt außerdem, dass die eU nach wie vor eine Unterzeichnung des Assoziationsabkommens 
mit der Ukraine bis ende 2011 beabsichtige. tags zuvor hatte Präsident Wiktor Janukowytsch allerdings erklärt, 
dass das Abkommen eine Beitrittsperspektive für die Ukraine enthalten müsse.

20.10.2011 Das Parlament nimmt in erster lesung den haushalt für das Jahr 2012 an. Darin wird von einem 5%igen BiP-
Wachstum, einem haushaltsdefizit von 1,7 % und einer inflation von 7,9 % ausgegangen.

20.10.2011 mit 264 stimmen sprechen sich die Abgeordneten in zweiter lesung für eine Reformierung des einheitssteuer-
satzes aus, wodurch dieser nun entsprechend dem Jahresumsatz nach drei stufen differenziert wird. 

20.10.2011 Das Parlament spricht sich für die von einer Abgeordneten der Partei der Regionen vorgeschlagene erhöhung der 
Anzahl der Richter des hohen Gerichts von 20 auf 48 aus. Auch die vier Kammern werden neu geordnet und 
statt eines stellvertretenden Vorsitzenden gibt es nun vier.

21.10.2011 Präsident Wiktor Janukowytsch legt ein Veto gegen das verabschiedete Gesetz über die einführung von bio-
metrischen Pässen ein, das eine forderung der eU für die implementierung der Visaliberalisierung gewesen ist.

22.10.2011 Präsident Wiktor Janukowytsch fliegt nach Kuba und trifft sich dort mit staatspräsident Raul Castro sowie des-
sen Vorgänger fidel Castro. Auf einer Pressekonferenz sagt er, die Beziehungen zwischen den beiden ländern 
sollten in Zukunft weiter verbessert werden. 

24.10.2011 Die Generalstaatsanwaltschaft hebt die schließung des Verfahrens gegen die ehemalige ministerpräsidentin Julija 
tymoschenko wegen Veruntreuung und steuerhinterziehung im Zusammenhang mit dem Unternehmen Verei-
nigte energiesysteme aus dem Jahr 2005 auf. 

25.10.2011 Der Verteidiger der ehemaligen ministerpräsidentin Julija tymoschenko legt Berufung gegen deren Verurteilung 
zu sieben Jahren haft wegen der Aushandlung ungünstiger Gasverträge mit Russland ein.

26.10.2011 Das ukrainische Außenministerium teilt mit, dass man sich mit der eU in Kiew während einer weiteren Verhand-
lungsrunde zum Assoziationsabkommen darauf geeinigt habe, den Zusatz »langfristig« in Bezug auf die einfüh-
rung des visafreien Reiseverkehrs zu streichen.

26.10.2011 einige tausend studenten der Kiewer technischen Universität gehen auf die straße, um gegen Bildungsminis-
ter Dmytro tabatschnyk zu demonstrieren. Die Amtszeit des derzeitigen Rektors endet am 1.11. und eine neu-
besetzung ist noch nicht eingeleitet. Die stundenten fürchten um ihr stimmrecht.

http://www.ireon-portal.de
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LESEtIpp

Legal Monitoring in Ukraine II 
The Danish Helsinki Committee for Human Rights

Second Preliminary Report based on the investigations and trials against former Prime Minister 
Yulia Tymoshenko, former acting Minister of Defence Valeriy Ivashchenko, former Minister of 
Interior Yurij Lutsenko and former First Deputy Minister of Justice Yevhen Korniychuk

it is not the purpose of the monitoring to establish whether the defendants are guilty or innocent. human Rights are 
rights for the guilty as well as for the innocent. Ukraine ranks very high on international lists of corruption and any 
honest attempt to fight it will be welcomed by the international community, even if it should be against politicians 
from the former regime. smooth transfer of power from one government to the next is, however, so important an ele-
ment in a functioning democracy and prosecution against so many members of a former government so seldom seen 
that the present government must understand international skepticism as to its motives. especially as the present gov-
ernment generally is considered to have a poor record in fighting corruption and could have an evident interest in 
removing prominent political opponents from future elections.

The report describes that 
1. the judge is very young, has only functioned as a judge for 2 years and is not permanently appointed. his appoint-

ment will in 3 years have to be confirmed by the Rada, which is dominated by parties in opposition to mrs. 
tymoshenko. it is most unlikely that the judge has been selected for the case by the random procedure, demanded 
by law exactly to avoid the selection of a special judge who is not unbiased or independent. 

2. only 0.2% of the persons indicted by the Prosecution are actually acquitted in Ukrainian courts. in real life this 
means the absence of presumption of innocence and that the judiciary does not function as the impartial and inde-
pendent controller of the executive power. 

3. the indictment concerns a violation of Article 365 (“excess of authority or official powers”) of the Criminal Code 
which is a vaguely worded flexible article open to interpretation, having its origin in the old soviet Penal Code 
where having an office and the authority of power had a completely different meaning from today. 

4. the defence lawyers of mrs. tymoshenko have not had fair working conditions as required by the european Con-
vention on human Rights. 

Den vollständigen Bericht finden sie unter: 
http://helsinki-komiteen.dk/Dokumenter/LM-Ukraine,%20II.pdf

Free Online Newsletter: Euxeinos. Culture 
and Governance in the Black Sea Region 

The internet publication “euxeinos” explores contemporary cultural, political and economic problems in the Black sea 
Region. its title is derived from the Greek word for “The Black sea” “Pontos euxeinos” (“hospitable sea”). This euphe-
mism hints both at the hidden opportunities of this emerging region and the cleavages between the single nations, 
societies and territories. each issue focuses on a special topic, e.g. the holocaust in Romania, the public sphere in Bul-
garia, the Black sea as an economic space, Russia as a political player in the region. 

its authors are experts from the Black sea Region and from Western countries. euxeinos is produced by the Center 
for Governance and Culture (University of st. Gallen, switzerland). 

“euxeinos” is published roughly every second month and can be downloaded for free from the website of the 
Center for Governance and Culture. A tool for a free subscription is available as well. Please visit http://www.gce.unisg.

ch/Projekte/Euxeinos.aspx

editors: Ulrich schmid, maria tagangaeva
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unter www.laender-analysen.de

Belarus-Analysen 
Die Belarus-Analysen bieten einmal alle zwei monate eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Thema aus Politik, Wirt-
schaft oder Kultur, ergänzt um Grafiken und tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller ereignisse. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Caucasus Analytical Digest 
Der Caucasus Analytical Digest bietet einmal monatlich englischsprachige Kurzanalysen sowie illustrierende Daten 
zu einem aktuellen Thema. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller ereignisse. 
Abonnement unter: http://www.res.ethz.ch/analysis/cad/

Polen-Analysen
Die Polen-Analysen bieten zweimal monatlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Thema aus Politik, Wirtschaft 
oder Kultur, ergänzt um Grafiken und tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller ereignisse. 
Abonnement unter: http://www.deutsches-polen-institut.de/Newsletter/subscribe.php 

Russland-Analysen 
Die Russland–Analysen bieten wöchentlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Thema, ergänzt um Grafiken und 
tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller ereignisse.
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Russian Analytical Digest 
Der Russian Analytical Digest bietet zweimal monatlich englischsprachige Kurzanalysen sowie illustrierende Daten 
zu einem aktuellen Thema.
Abonnement unter: http://www.res.ethz.ch/analysis/rad/

Ukraine-Analysen 
Die Ukraine-Analysen bieten zweimal monatlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Thema aus Politik, Wirtschaft 
oder Kultur, ergänzt um Grafiken und tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller ereignisse. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 

Zentralasien-Analysen
Die Zentralasien-Analysen bieten monatlich eine Kurzanalyse zu einem aktuellen Thema aus Politik, Wirtschaft oder 
Kultur, ergänzt um Grafiken und tabellen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller ereignisse. 
Abonnement unter: zentralasien-analysen@dgo-online.org

Bibliographische Dienste 
Die vierteljährlich erscheinenden Bibliographien informieren über englisch- und deutschsprachige neuerscheinungen 
zu Belarus, Polen, Russland, tschechischer und slowakischer Republik sowie zur Ukraine. erfasst werden jeweils die 
Themenbereiche Politik, Außenpolitik, Wirtschaft und soziales. 
Abonnement unter: fsopr@uni-bremen.de 
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